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Stärkung der Demokratieerziehung

Der 90. Jahrestag der Konstituierung der Weimarer Republik und der Annahme der ersten
praktizierten demokratischen Verfassung auf deutschem Boden, der 60. Jahrestag des
Grundgesetzes und der 20. Jahrestag der friedlichen Revolution in der DDR im Jahr 2009
sowie der 20. Jahrestag der Deutschen Einheit im Jahr 2010 sind geeignete Anlässe, die
herausragende Bedeutung der Erziehung zur Demokratie als Aufgabe schulischer Arbeit
hervorzuheben und demokratisches Engagement im Rahmen schulischer Aktivitäten zu
würdigen.

Die Entwicklung Deutschlands zu einem sozialen Rechtsstaat in Einheit und Freiheit wäre
ohne unsere demokratische Grundordnung und ohne die erfolgreiche friedliche Revolution in
der DDR nicht möglich gewesen.

Wir wissen: Demokratie ist nicht selbstverständlich; sie musste in einem langen historischen
Prozess errungen werden. Demokratie ist stets aufs Neue Gefahren ausgesetzt. Dies zeigt
die deutsche Geschichte mit zwei Diktaturen im 20. Jahrhundert.

Aktuelle Gefahren stellen insbesondere der Rechtsextremismus, der religiöse Fundamenta-
lismus und der Linksextremismus dar.

Dies belegen z.B. auch die Ergebnisse von rechtextremistischen Parteien bei Kommunal-
und Landtagswahlen sowie die allein im Jahr 2007 bundesweit registrierten 17.607 rechts-
extremistisch motivierten Straftaten. Wir dürfen nicht zulassen, dass unsere Demokratie be-
schädigt oder ausgehöhlt wird. An einer Auseinandersetzung mit den Feinden der Demokra-
tie und deren Demagogie führt kein Weg vorbei.

Erziehung für die Demokratie ist eine zentrale Aufgabe für Schule und Jugendbildung
- Demokratie und demokratisches Handeln können und müssen gelernt werden. Kinder und
Jugendliche sollen bereits in jungen Jahren Vorzüge, Leistungen und Chancen der Demo-
kratie erfahren und erkennen, dass demokratische Grundwerte wie Freiheit, Gerechtigkeit
und Solidarität sowie Toleranz niemals zur Disposition stehen dürfen - auch nicht in Zeiten
eines tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandels.

Schon in der Grundschule sollen Kinder Partizipation einüben und an die Grundprinzipien
unserer demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung und die Unterschiede zu - dikta-
torischen Herrschaftsformen herangeführt werden, zum Beispiel die Meinungs- und Presse-
freiheit, den politischen Pluralismus und freie Wahlen gegen den weltanschaulichen Wahr-
heitsanspruch, das Machtmonopol einer Partei und die Unterdrückung von Opposition. Sie
sollen lernen, dass die Demokratie den Menschen die Möglichkeit eröffnet, für sich selbst
und die Gemeinschaft Verantwortung zu übernehmen, während die Diktatur den Menschen
der Verantwortung enthebt und ihn zwingt, auch gegen besseres Wissen und Gewissen mit-
zutun.

Schon in der frühen Sekundarstufe I sollen die Schülerinnen und Schüler fundierte Kennt-
nisse unserer jüngeren Geschichte erwerben. Den Erfahrungen aus der deutschen Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts, aus der Weimarer Republik, aus der Zeit des Nationalsozia-
lismus, aus 60 Jahren gelebter Demokratie in der Bundesrepublik, aus der Zeit der DDR und
aus der friedlichen Revolution kommt im Rahmen einer demokratischen Bildung und Erzie-
hung eine Schlüsselrolle zu.
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Demokratisches Verständnis entwickeln Kinder und Jugendliche ganz besonders über per-
sönliche Erfahrung und über eigenes Handeln. Elementare Grundlagen hierfür werden be-
reits im frühkindlichen Entwicklungsstadium gelegt. Partizipation und Selbstverantwortung
müssen früh und in möglichst allen Lebenszusammenhängen erlernt und erfahren werden -
auch und gerade in Familie und Schule.

Für die Schule bedeutet dies: Demokratielernen ist Grundprinzip in allen Bereichen ihrer
pädagogischen Arbeit. Die Schule selbst muss Handlungsfeld gelebter Demokratie sein, in
dem die Würde des jeweils Anderen großgeschrieben, Toleranz gegenüber anderen Men-
schen und Meinungen geübt, für Zivilcourage eingetreten wird, Regeln eingehalten und
Konflikte gewaltfrei gelöst werden.

Demokratieerziehung ist Aufgabe aller Fächer. In jedem Fach wie auch außerhalb des Un-
terrichts geht es darum, die Verantwortungsübernahme durch Schülerinnen und Schüler
sowohl zu fordern als auch fördern und sie damit zugleich beim Aufbau persönlicher und
sozialer Kompetenz zu unterstützen.

In den Ländern gibt es vielfältige Erfahrungen mit Demokratiepädagogik. Insbesondere der
im Rahmen des BLK-Programms “Demokratie lernen und leben” entwickelte “Qualitätsrah-
men Demokratiepädagogik” bietet eine gute Orientierung für die weitere Arbeit.

Auch aus dem internationalen Kontext können sich Impulse für die weitere Stärkung der
Demokratieerziehung ergeben. So stellt das seit 1997 bestehende Projekt des Europarats
"Education for Democratic Citizenship and Human Rights Education" (EDC/HRE) gelebte
Demokratie in den Mittelpunkt. Aus diesem Projekt, in dessen Rahmen auch das "Europäi-
sche Jahr der Demokratieerziehung 2005" mit großer Resonanz in allen Mitgliedsstaaten
des Europarats umgesetzt wurde, ist eine Fülle von Materialien hervorgegangen, die insbe-
sondere für Schulen von Bedeutung sind (z.B. Handreichungen zur demokratischen Schul-
gestaltung sowie zur Lehrerbildung, Qualitätssicherung und zum Kompetenzerwerb im Be-
reich der Demokratieerziehung/politischen Bildung).

Die Kultusministerkonferenz will alle in der Schule Mitwirkenden, ganz besonders die Kinder
und Jugendlichen, zu Verantwortungsübernahme und Mitgestaltung in Schule und Zivilge-
sellschaft ermutigen. Inwieweit wir die Möglichkeiten der Demokratie verwirklichen, hängt
nicht zuletzt von uns selbst ab.

Um die Demokratieerziehung zu stärken werden die Länder nach Möglichkeit folgende
Maßnahmen umsetzen:

Zur Weiterentwicklung des Unterrichts

• Förderung eines fachübergreifenden und fächerverbindenden Unterrichts zur Stär-
kung der Demokratieerziehung in der Primar- und Sekundarstufe

• beginnend in der frühen Sekundarstufe I Auseinandersetzung mit der jüngsten deut-
schen Geschichte einschließlich der Zeit des Nationalsozialismus sowie mit der SED-
Diktatur; verstärkte Vermittlung von Kenntnissen des Grundgesetzes und der Län-
derverfassungen, des demokratischen Systems, der Institutionen und Partizipati-
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onsmöglichkeiten; Kennenlernen von demokratischen Institutionen und ihrer Aufga-
ben, Funktionsweisen und täglichen Arbeit; Entwicklung von Fähigkeiten zur Analyse
und Beurteilung diktatorischer Systeme und der ihnen  zugrunde liegenden Ideolo-
gien

• verstärkte Integration der Demokratiepädagogik und der unterrichtlichen Auseinan-
dersetzung mit diktatorischen Systemen in beide Phasen der Ausbildung und Fortbil-
dung der Lehrkräfte

• Förderung einer verstärkten Auseinandersetzung mit der Geschichte, den gesell-
schaftlichen und politischen Systemen unserer osteuropäischen Nachbarn - aktuell
insbesondere Entwicklung eines deutsch-polnischen Geschichtsbuches

• verstärkte Nutzung außerschulischer Lernorte wie Gedenkstätten, Museen, Orte von
Menschenrechtsverletzungen und staatlichen Gewaltverbrechen; Stärkung der Ge-
denkstättenpädagogik, Einbeziehung von Zeitzeugen

• Förderung einer fundierten Auseinandersetzung mit allen Formen des Extremismus,
mit Fremdenfeindlichkeit, Fundamentalismus, Gewalt und Intoleranz, beginnend in
der Grundschule

• Unterstützung der Schulen bei der Verankerung von demokratiepädagogischen As-
pekten in schulinternen Curricula

• Wahrnehmung und Realisierung von Demokratieerziehung und demokratischer
Schulkultur als Kriterium von Schulentwicklung, Stärkung der Unterstützungsange-
bote für Schulen

• Förderung von unterrichtsnahen Vorhaben zur Verantwortungsübernahme von Kin-
dern und Jugendlichen für ihr unmittelbares Lebensumfeld

• Ausweitung von Initiativen wie “Schule ohne Rassismus”.

Im Rahmen der Schülerbeteiligung

• Motivierung von Schülerinnen und Schülern, bestehende Mitwirkungsmöglichkeiten
tatsächlich wahrzunehmen, wirksame Unterstützung der Gremienarbeit und weiterer
Beteiligungsformen (z. B. Klassenräte);

• Auszeichnung von besonderem Engagement in den Schulen und Hinweise auf den
Zeugnissen;

• Aufzeigen bestehender und Ausweitung der Mitwirkungsrechte und Mitgestaltungs-
möglichkeiten für Schülerinnen und Schüler (z. B. Einführung von Kreis- und Lan-
desschülerräten mit entsprechenden Befugnissen, Einführung von Feedback-
Kulturen);
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• systematische Verankerung einer Anerkennungs- und Beteiligungskultur im Rahmen
schulischer Qualitätsentwicklung, Mitwirkung von Schülerinnen und Schülern an
schulinterner Evaluation.

Auftaktveranstaltung

• Durchführung einer bundesweiten Fachtagung im Jahr 2009 zu den Themen Demo-
kratiepädagogik im Unterricht und Stärkung von Schülerbeteiligung sowie zur Ausei-
nandersetzung mit der deutschen Geschichte.


